
Der Koalitionsvertrag ist Mist. Der Politikwechsel, den 
die SPD im Wahlkampf versprochen hat, fällt aus. Auf der 
Strecke bleiben die Interessen von Millionen Menschen. 
Die Große Koalition setzt die Politik von Schwarz-Gelb 
fort, ergänzt um Extrawürste für CSU-Chef Horst See-
hofer.

Koalition der Unternehmerlobby

•	Der Mindestlohn ist nicht existenzsichernd. Bundes-
weit und ausnahmslos kommt er erst 2017. Durch 
steigende Lebenshaltungskosten werden dann 8,50 
Euro nach heutiger Kaufkraft weniger als 8 Euro wert 
sein.

•	Bei Leiharbeit gibt es nur kosmetische Änderungen: 
Das Lohndumping geht weiter.

•	Managergehälter werden nicht begrenzt.
•	Super-Reiche werden nicht höher besteuert.
•	Rückstellungen der Atomkonzerne zur Bewältigung des 

Ausstiegs bleiben in der Verfügung der Konzerne.
•	Ein verbindliches Klimaschutzgesetz fehlt. 

Koalition gegen Bürgerrechte

•	Die Vorratsdatenspeicherung wird umgesetzt. Sechs 
Monate sollen alle Daten gespeichert werden - eine 
Einladung an die NSA, unbescholtene Bürgerinnen und 
Bürger weiter auszuschnüffeln.

•	Die rechtliche Gleichstellung von Lebenspartner-
schaften mit der Ehe bleibt aus. Es gibt kein explizites 
Adoptionsrecht für eingetragene Partenerschaften. 

•	Volksentscheide auf Bundesebene werden verhindert.

Koalition der sozialen Ungerechtigkeit

•	Mütterrente und abschlagsfreie Rente mit 63 nach 45 
Beitragsjahren ändern nichts an Rentenkürzungen. Die 
Rente erst ab 67 bleibt.

•	Die Beiträge der Arbeitgeber zur Krankenversicherung 
werden eingefroren. Die Rechnung zahlen die Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmer.

•	Die Mietpreisbremse verdient den Namen nicht.
•	Über Bildung entscheidet weiter Papas Geldbeu-

tel. Das Bildungschaos mit 16 Bildungssystemen in 
Deutschland bleibt.

Koalition gegen den Frieden

•	Es droht die Aufweichung des Parlamentsvorbehalts 
bei Auslandseinsätzen. 

•	Der vollständige Abzug der Bundeswehr aus Afgha-
nistan fällt aus. 

•	Die Bundeswehr wird auch künftig im Ausland einge-
setzt. Sie wird nicht verkleinert, sondern weiter darauf 
getrimmt, in Konflikten militärisch zu intervenieren.

•	Die Anschaffung von Kampfdrohnen wird nicht ausge-
schlossen. 

•	Bei Rüstungsexporten wird es keine Einschränkungen 
und keine neuen Regeln oder gar Verbote geben. 

•	Die Stationierung von US-Atomwaffen in Deutschland 
wird nicht beendet.

•	Es ist ausdrücklich keine weitere Aufnahme von 
Flüchtlingen aus Syrien geplant. 

Die Große Koalition macht dort weiter, wo Schwarz-Gelb 
aufgehört hat: auf dem Kurs der sozialen Ungerechtig-
keit. DIE LINKE wird eine harte und konsequente 
Opposition sein. 

Weitere Informationen auf www.linksfraktion.de

Koalition des Stillstandes
CDU/CSU und SPD sind lobbyhörig und vertiefen die soziale Spaltung
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